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Beschluss 

 
 
 
TOP II.1 

Herausnahme der Staatsanwaltschaften aus dem Verfahren in Straßenver-

kehrsordnungswidrigkeiten 

 

Berichterstattung:  Baden-Württemberg 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister sprechen sich erneut dafür aus, 

das Bußgeldverfahren schlanker und effizienter auszugestalten und die 

Staatsanwaltschaften nicht mehr am Ordnungswidrigkeitenverfahren zu 

beteiligen, wenn Gegenstand des Verfahrens ausschließlich Verstöße gegen 

Vorschriften des Straßenverkehrsgesetzes oder aufgrund dessen erlasse-

ner Verordnungen sind und kein Sachzusammenhang mit der Verfolgung 

von Straftaten besteht. 

 

2. Sie nehmen den Bericht und den Vorschlag der vom Strafrechtsausschuss 

eingerichteten Bund-Länder-Arbeitsgruppe für eine gesetzliche Regelung 

der Herausnahme der Staatsanwaltschaften aus dem Verfahren bei Stra-

ßenverkehrsordnungswidrigkeiten zur Kenntnis und sehen in dem Gesetz-

entwurf eine geeignete Grundlage für weitere Schritte im Rahmen eines ent-

sprechenden Gesetzgebungsverfahrens. 
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